
Ratsdepesche
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Brücken sind bei uns ja so eine 
Sache. Regelmäßig sorgen sie für 
Diskussionsstoff und überregiona-
le Beachtung und auch mit der Al-
bertbrücke hat es Dresden wieder 
geschafft. Mario Barth mokierte 
sich auf RTL, die Sendung Extra3 
im NDR widmete der Brücke ihre 
Aufmerksamkeit. Und das wird 
mit Sicherheit so weitergehen, 
denn mit der Posse um das Dop-
pelgeländer an der frisch sanier-
ten Querung schießt der Dresdner 
Amtsschimmel wieder einmal 
den Vogel ab. Denn die Rechtsvor-
schriften, auf die sich die Dresd-
ner Straßenbauverwaltung beruft, 
gibt es gar nicht. Die FDP/FB-Frak-
tion hat die Behauptungen geprüft 
und herausgefunden, dass jenes 
zweite Geländer, nicht nur häss-
lich, sondern vor allem gar nicht 
notwendig gewesen wäre. Schilda 
lässt grüßen und was für eine Ver-
schwendung von Steuergeld!
Lesen Sie mehr dazu auf Seite 3.
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Geht es nach Rot-Rot-Grün im 
Dresdner Stadtrat werden dem-
nächst DDR-Plattenbauten unter 
Denkmalschutz gestellt. Und zwar 
die unsanierten grauen in Gorbitz, 
am Goldenen Reiter und anderswo. 
Dass sich hierbei die SED-Nachfol-
ger um André Schollbach beson-
ders hervortun, überrascht nicht. 
Eher wie undifferenziert sich die 
linksgrüne Ratsmehrheit dem The-
ma nähert. Denn natürlich gibt es 
städtebauliche Zeugnisse aus DDR-
Zeiten, die erhaltenswert sind. Und 
verglichen mit vielen langweilig-
anspruchslosen Gebäuden, die in 
den vergangenen 25 Jahren ent-
standen sind, wirkt einiges aus 
Vorwendezeiten fast schon spek-
takulär. Aber nicht alles und nicht 
an jedem Ort! 

Einen solchen Fall übertriebener 
DDR-Liebe erleben wir gerade in 
der Lingnerstadt. Linke, Grüne 
und SPD schicken sich an, verblie-

bene Bürogebäude und Zweckbau-
ten unter Schutz zu stellen und 
stellen damit nicht nur Investoren 
vor nachhaltige Probleme, sondern 
rauben einem ganzen Stadtteil 
die Chance auf eine faszinierende 
Entwicklung. Aufhänger für den 
Streit ist das Begehren der Linken, 
die ehemalige, inzwischen ruinö-
se, Robotron-Kantine zu erhalten. 

„Ich habe kein Verständnis für 
die Diskussion um den Erhalt die-
ses Profanbaus. Wir sind für den 
Abriss der Kantine und wollen 
die einmalige Chance, eine städ-
tebauliche Sünde zu heilen und 
den Blüherpark und damit auch 
den Großen Garten zu erweitern, 
nutzen. Die Idee der Wiederher-
stellung des Blüherparks nach 

�

Ein Denkmal oder kann das weg? 
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FDP/FB-Fraktion im Dresdner stadtrat

Die FDP deckt auf: 
Überflüssige Geländerposse 

an der Albertbrücke

historischem Vorbild ist überzeu-
gend und die beste Lösung für 
das Quartier. Im Zusammenhang 
mit den 3.000 Wohnungen, die auf 
dem früheren Robotron-Gelände 
entstehen sollen, ergibt sich hier 
die Möglichkeit, einen ganz neuen 
Stadtteil mit hoher Lebensqualität 
mitten im Zentrum zu entwickeln 
und Fehler der Nachkriegsarchi-

tektur zu beheben. Die alten Sicht-
achsen zwischen Rathaus, Hygi-
enemuseum und Großem Garten, 
die mit den dahingewürfelten rie-
sigen Funktionsgebäuden zerstört 
wurden, können wieder hergestellt 
werden. Auch ökologisch über-
zeugt die Vision“, fasst  Fraktions-
chef Holger Zastrow die Position 
der Liberalen zusammen.

Was den Umgang mit DDR-Archi-
tektur insgesamt betrifft, rät die 
Fraktion zu Augenmaß und objekt-
bezogenen Abwägungen. „Nicht 
selten wurden Bauzeugnisse die-
ser Epoche zu früh beseitigt. Ich 
bin kein DDR-Nostalgiker, aber 
mancherorts findet sich durchaus 
auch heute noch Schützenswer-
tes. Man darf nicht alles aus DDR-
Zeiten plattmachen“, begründete 
beispielsweise Stadtrat Jens Gen-
schmar das Ja von FDP und Freien 
Bürgern zum Erhalt des Pinguin-
Cafés im Dresdner Zoo. 

Ehemalige Kantine Lingnerstadt
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Dresden droht neuverschuldung 

Grüne mit Kröten gegen trainingszentrum  

Öffentlichkeitswirksam fordert die Frak-
tion der Linken ein Werbeverbot für die 
Bundeswehr auf Dresdner Straßenbahnen 
und Bussen. FDP und Freie Bürger stellen 
sich dieser Forderung entgegen – nicht 
nur, weil die Bundeswehr in Dresden tief 
verankert und die Stadt einer der deutsch-
landweit wichtigsten Standorte ist. „Die 
Bundeswehr ist eine Armee zur Verteidi-
gung unserer demokratischen Grundwer-
te und unterliegt einer permanenten und 
strengen Kontrolle durch das Parlament. 
Anstatt einen Keil zwischen Armee und 

Gesellschaft zu treiben und die Bundes-
wehr in Misskredit zu bringen, sollte es 
politisches Ziel aller Demokraten sein, die 
Bundeswehr zu unterstützen. Dazu gehört 
nach Aussetzung der Wehrpflicht auch die 
Möglichkeit, für qualifiziertes Personal zu 
werben. Wir sprechen uns deshalb klar 
dafür aus, der Bundeswehr die Möglich-
keit einzuräumen, in einem bestimmten 
Rahmen kostenlos an den Fahrzeugen 
der DVB zu werben“, sagte Fraktionschef 
Zastrow. 

Die geplante Parkgebührenerhöhung in der 
Innenstadt auf bis zu 8 Euro pro Tag stößt 
bei der liberalen Fraktion auf Ablehnung. 
„Die Stadtverwaltung scheint den Wegfall 
lukrativer kommunaler Parkplätze wie an 
der Wallstraße durch eine Gebührenerhö-
hung kompensieren zu wollen. Am Ende 
wird der innerstädtische Handel darunter 
leiden, wenn sich die Kaufkraft wieder 
mehr auf die Randgebiete mit ihren kos-
tenlosen Parkplätzen verlagert“, bewertet 
FDP-Stadtrat Thoralf Gebel die Pläne der 
Verwaltung. 

Mit den Stimmen der FDP/FB-Fraktion hat 
der Stadtrat auf seiner Sitzung im Januar 
die Mittel zur Ausrichtung des Germany 
Travel Mart 2018 freigegeben – für die 
Fraktion ein konkreter und konstruktiver 
Schritt zur Förderung des Tourismus und 
nach der Streichung der verkaufsoffenen 
Sonntage und der Einführung der Betten-
steuer längst überfällig. „Wir brauchen 
mehr Aktivitäten zur Tourismusförderung. 
Dresden braucht mehr Highlights“, erklärt 
Franz-Josef Fischer als Mitglied des Tou-
rismusausschusses

Hartmut Vorjohann (CDU) ist neuer Bil-
dungsbürgermeister. „Wir freuen uns, 
dass mit Hartmut Vorjohann ein wichtiger 
Erfahrungsträger und Finanzexperte Teil 
der Bürgermeisterriege bleibt“, so Holger 
Zastrow. Die liberale Fraktion ist Vorjohann 
seit langem verbunden, insbesondere 
wenn es um den verantwortungsbewuss-
ten Umgang mit öffentlichen Mitteln geht, 
und hat ihn nicht zum ersten Mal unter-
stützt. Gegen die Voten von CDU, Linken, 
SPD und Grünen schlug ihn die FDP 2015 
als Finanzbürgermeister vor.  

nein zur Erhöhung  
der Parkgebühren

Germany travel Mart 
kommt nach Dresden

neuer Bildungsbürger-
meister gewählt

Bundeswehr in der Mitte der Gesellschaft 
verankern statt ausgrenzen! 

deutlichen Worten eine drohende 
Neuverschuldung ab 2019 ange-
sprochen. Zitat: „Die Landesdirek-
tion Sachsen schätzt ein, dass die 
Stadt Mittel zur anteiligen Finan-
zierung von Investitionen erwirt-
schaftet, nicht aber die Mittel zur 
Finanzierung sämtlicher geplanter 
Ausgaben. Folglich ist die Stadt bei 
Umsetzung ihres Finanz- und In-

Ende des Jahres 2016 hat die Lan-
deshauptstadt die vermutlich chao-
tischste Haushaltsberatung in ihrer 
Geschichte erlebt. Wobei man den 
rot-rot-grünen Alleingang aus Sicht 
der Freien Demokraten im Dresd-
ner Stadtrat nur schwerlich als Be-
ratung bezeichnen kann. „Linke, 
SPD und Grüne haben sich jegli-
cher Debatte verschlossen. Die Aus-
schusssitzungen waren eine einzi-
ge Farce“, fasst Holger Zastrow als 
Finanzpolitiker der Fraktion die 
Haushaltsberatungen zusammen. 

Millionenpoker 5 vor 12
Erst kurz vor der entscheidenden 
Stadtratssitzung im Dezember hat-
te die linksgrüne Ratsmehrheit 
ihre eigenen Änderungen in einer 
extra anberaumten Sondersitzung 
auf den Tisch gelegt und OHNE viel 
Aufhebens durchgedrückt. Zwei 
Stunden später musste der Stadt-
rat darüber entscheiden. Im Stadt-
rat wurde schnell klar, dass selbst 
die Stadträte  auf der linken Seite 
nicht wussten, was in ihrem eige-
nen Änderungsantrag eigentlich 
drin stand. In einer wilden Aktion 
wurden so mehrere Millionen Euro 
umverteilt. Die Deckung für diese 

Ausgaben ist man bis heute schul-
dig geblieben.

Im Februar hat die Landesdirektion 
Sachsen die Prüfung des Dresdner 
Haushalts abgeschlossen und die 
Freigabe zum Vollzug des Haus-
haltes 2017/2018 der Landeshaupt-
stadt Dresden bekannt gegeben. 
Die Landesdirektion hat dabei mit 

2019 muss die Sportgemeinschaft 
Dynamo Dresden mit ihrem Trai-
ningsgelände den Großen Garten 
verlassen. Bis dahin hat der Verein 
Zeit, einen alternativen Standort zu 
finden. Seit fast zwei Jahren führen 
Stadt und Verein dazu über Flächen 
im Sportpark Ostragehege Gesprä-
che. Dies stößt allerdings der grü-
nen Umweltbürgermeisterin auf. 
Diese hat im Januar in einer ver-
waltungsinternen Stellungnahme 
das Projekt eines Dynamo-Trai-
ningszentrums im Ostragehege 
scharf kritisiert, ja sogar für nicht 
genehmigungsfähig erklärt, un-

ter anderem weil im Umfeld des 
Areals eine Krötenpopulation lebt. 
Die Fraktion der Grünen fordert 
dazu aufwendige Prüfungs- und 
Genehmigungsverfahren, bei de-
nen die rechtzeitige Fertigstellung 
des Trainingsgeländes wiederum 
in Gefahr wäre. FDP-Stadtrat Jens 
Genschmar kritisiert diese Haltung 
scharf: „Hier droht eine Hufeisen-
nase 2.0. Verhindern, verhindern 
und nochmals verhindern scheint 
das Credo der Grünen zu sein. Es 
geht zum größten Teil um eine he-
runtergekommene Brachfläche, die  
in ein modernes Trainingsgelände 

verwandelt werden soll. Die sport-
politische Entwicklung ist mir an 
der Stelle wichtiger als ein neues, 
kompliziertes und langjähriges 

Planungsverfahren. Es gibt keine 
unüberwindlichen Probleme, man 
muss nur wollen.“ 

Unterdessen wurden auch Überle-
gungen zur Erweiterung des Dy-
namo-Stadions bekannt. Die Freien 
Demokraten zeigen sich dafür of-
fen, sehen aber auch Hausaufgaben: 
„Die Fehler der Vergangenheit dür-
fen sich nicht wiederholen, die Ver-
träge und die Finanzierung müssen 
diesmal Hand und Fuß haben und 
dürfen keine Schnellschüsse sein“, 
fordert Genschmar. Die bekannten 
Probleme Parkplatzsituation, der 
Verschattung des Arnhold-Bades 
sowie die Auswirkungen auf die 
benachbarten Grünflächen müssen 
vorher geklärt werden.

vestitionsprogrammes spätestens 
ab 2019 auf die dauerhafte Inan-
spruchnahme von Kassenkrediten 
angewiesen. Dies ist ein deutliches 
Zeichen einer eingeschränkten fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit.“

Die FDP/FB-Fraktion sieht ihre 
Befürchtungen bestätigt. „Die 
Neuverschuldung Dresdens muss 
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verhindert werden. Jetzt wird sich 
zeigen, was der neue SPD-Finanz-
bürgermeister Dr. Peter Lames 
wirklich von der Schuldenfreiheit 
Dresdens hält oder ob das alles nur 
leere Lippenbekenntnisse waren.“ 

Spielräume werden kleiner
Durch die Weichenstellungen im 
neuen Doppelhaushalt wird der 
finanzielle Spielraum der Landes-
hauptstadt immer geringer. Re-
serven für Notlagen und Außerge-
wöhnliches werden aufgezehrt. Die 
Folgen sind schon zu spüren. Keine 
acht Wochen nach dem Haushalts-
beschluss kam es zu einer weiteren 
Kostensteigerung bei der Sanie-
rung des Kulturpalastes. Um den 
Eröffnungstermin zu halten, wer-
den erneut mehrere Millionen Euro 
benötigt. Das Geld wird gegeben 
ohne das man weiß, wie man die 
Mehrkosten gegenfinanziert. „Der 
von Linksgrün vorgelegte Haus-
halt führt auf direktem Weg in die 
Schuldenfalle. Auf der linken Seite 
des Rates gibt es keine Scheu vor 
einer Neuverschuldung. Im Gegen-
teil. Man provoziert eine Schrägla-
ge des Haushaltes um alsbald alle 
Dämme brechen zu können.“ 
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Amtsschimmel wiehert  
auf der Albertbrücke

Liberaler Erfolg: neustädter 
Fernbushaltestelle bleibt

halb Deutschland lacht über die Geländerposse. Weil sich Denkmalschutzamt  
und Straßenbauverwaltung nicht einigen konnten und weil die Vorschriften das 
angeblich fordern, hat die Albertbrücke gleich zwei Geländer bekommen.  
Die FDP hat jetzt aufgedeckt, dass das gar nicht notwendig gewesen wäre. 

Auf Antrag der FDP/FB-Fraktion 
hat sich der Stadtrat in seiner 
Dezembersitzung einstimmig für 
den Erhalt der Fernbushaltestelle 
in der Dresdner neustadt für alle 
Linienbetreiber ausgesprochen. 

Auf eine mündliche Anfrage des 
Fraktionsvorsitzenden der FDP/
FB-Fraktion Holger Zastrow zur 
Notwendigkeit des Doppelgelän-
ders an der Albertbrücke in der 
Stadtratssitzung vom September 
2016 (mAF0146/16) hat die Stadt-
verwaltung in ihrer Begründung 
auf die einschlägigen Vorschriften 
mit der wunderbaren Angabe ERA 
2010 Pkt. 11.1.11 sowie ZTV-ING 
verwiesen. Nach einer intensiven 
Prüfung der gemachten Aussa-
gen der Stadtverwaltung anhand 
dieser Vorschriften sowie der 
Straßenverkehrsordnung und den 
Planungsunterlagen zum Umbau 
der Albertbrücke kam die FDP/FB-
Fraktion zu dem Schluss, dass ein 
Geländer von 1300 mm Höhe bei 
korrekter Auslegung der Vorschrif-
ten nicht notwendig gewesen wäre 
und damit die Begründung für ein 
Doppelgeländer nicht gegeben ist.

Begründung Fehlanzeige
In der durch die Stadtverwaltung 
selbst gelieferten schriftlichen Be-
gründung wird eine Geländerhöhe 
von größer oder gleich 1300 mm 
lediglich dann gefordert, wenn 
am Geländer selbst ein Radweg 
bzw. Geh- und Radweg entlang 
führt. Auf der Albertbrücke ist 
dies nicht der Fall. Auf der Albert-
brücke handelt es sich um einen 
getrennten Rad- und Gehweg; per 
Straßenverkehrsordnung wird 
dieser auch genauso ausgeschil-
dert. Der Unterschied ist anhand 
der Beschilderung durch die Ver-
kehrszeichen 240 „gemeinsamer 
Geh- und Radweg“ bzw. Verkehrs-
zeichen 241 „getrennter Rad- und 

Diese Grundsatzentscheidung 
war notwendig geworden, nach-
dem die Stadtverwaltung öffent-
lich deutlich gemacht hatte, zu-
künftig nur noch eine Haltestelle 
in Dresden haben zu wollen. Dies 
war für die FDP/FB-Fraktion 
nicht akzeptabel. „Die gerade 
von der FDP auf allen Ebenen 
durchgesetzte Liberalisierung 
des Fernbusmarktes ist eine Er-
folgsgeschichte, die endlich auch 
von den straßenbahn- und rad-
verkehrsfokussierten Verkehrs-
planern der Landeshauptstadt 
erkannt werden sollte“, erklärt 
der verkehrspolitische Sprecher 
der Fraktion, Franz-Josef Fischer.

Die Situation der Fernbushalte-
stellen ist in Dresden seit Jah-
ren unbefriedigend. Statt auf 
das Machbare und schnell zu 
Realisierende zu setzen, ist die 
Stadtverwaltung immer noch in 
der „Vor-Fernbus-Ära“ gefangen, 
ignoriert die Fakten und träumt 
von einem im Moment nicht zu 
finanzierenden und kurzfristig 
nicht zu bauenden Zentralen Om-
nibusbahnhof (ZOB) am Haupt-
bahnhof. Die Verantwortlichen 
lassen damit die Busreisenden 
sprichwörtlich weiter im Regen 

Fraktion bedauert 
Kündigung Sanderlings 

Nach dem rot-rot-grünen Haushaltsbe-
schluss im Dezember hat der Chefdirigent 
der Philharmonie Michael Sanderling an-
gekündigt, seinen Vertrag nicht zu verlän-
gern. Grund dafür waren die Kürzungen 
beim Budget der Philharmonie, die Linke, 
SPD und Grüne nur wenige Minuten vor 
der Stadtratssitzung durchgedrückt haben, 
ohne mit den Betroffenen zu sprechen. Für 
Franz-Josef Fischer, den kulturpolitischen 
Sprecher der FDP/FB-Fraktion, ein Nacken-
schlag für die Bewerbung Dresdens als 
Kulturhauptstadt. 

Die FDP/Freie Bürger-Fraktion fordert den 
Stopp der Rückbaupläne für die Albert-
straße. Der Fraktionsvorsitzende Holger  
Zastrow bezeichnet die Pläne für eine ein-
spurige Albertstraße sogar als Scharlatane-
rie und unglaublichen Schildbürgerstreich: 
„Hier wird ein Teilstück einer durchgängig 
zweispurigen Hauptverkehrsader in der 
Stadt künstlich verschmälert und ein Ver-
kehrsstau geradezu provoziert.“ Zastrow 
kritisiert zudem die merkwürdige Priori-
tätensetzung der Stadtverwaltung bei der 
Albertstraße. „Bevor sich der Geschäfts-

Eine Zustimmung zur Deckung der bekannt 
gewordenen erneuten Mehrkosten für die 
Sanierung des Kulturpalastes ist aus Sicht 
von Fraktionschef Holger Zastrow alterna-
tivlos: „Wie schon beim Kraftwerk Mitte 
waren die Kostenschätzungen zu niedrig 
und man hätte ehrlicher kalkulieren müs-
sen.“ Klar ist für die Fraktion, dass die 
Fehler bei der Sanierung des Kulturpalas-
tes viel früher gemacht wurden. Vor allem 
die Baustandards müssten auf den Prüf-
stand: „Die Kosten für den Kulturpalast 
explodieren zum zweiten Mal in wenigen 

bereich Stadtentwicklung mit dem Unsinn 
einer einspurigen Albertstraße beschäftigt, 
sollte er sich um eine ebenerdige, siche-
re Querungsmöglichkeit für Fußgänger in 
Höhe des Archivplatzes kümmern. Man hat 
zwar endlich die alte Fußgängerbrücke ab-
gerissen, aber noch keine Alternativen ge-
schaffen.“ Diese Querung hat der Stadtrat 
bereits vor über einem Jahr auf Antrag der 
FDP/Freie Bürger-Fraktion beschlossen. 
Die Umsetzung fehlt noch immer. 

Albertstraße: Rückbau stoppen und  
Fußgängerquerung endlich einrichten 

Zustimmung zum Darlehen  
für Kulturpalastsanierung alternativlos

Gehweg“ erkennbar. Die Radfahrer 
sind zur Benutzung des Radwe-
ges verpflichtet. Eine Nutzung des 
Fußweges durch Radfahrer würde 
demzufolge straßenverkehrsord-
nungswidrig erfolgen. Zastrow 
verweist auf die eindeutige Aus-
schilderung vor Ort: „Radfahrer 
müssen laut StVO den Radweg 
benutzen. Diese Radwege hat die 
Stadt für viel Geld angebaut. Dafür 
musste die Albertbrücke um meh-
rere Meter verbreitert werden.“

Da das Doppelgeländer also durch 
die gelieferten Vorschriften der 
Stadtverwaltung nicht zu begrün-
den und das historische Geländer 
mit seiner Höhe von einem Meter 
völlig ausreichend ist, fordert Hol-
ger Zastrow den Abbau des Doppel-
geländers und Konsequenzen aus 
den erneuten Fehlplanungen im 
Straßen- und Tiefbauamt:

„Diese Verschandelung der histori-
schen Albertbrücke und des denk-
malgeschützten Brückengeländers 
war verkehrstechnisch nicht not-
wendig. Man hätte sich zudem vie-
le zehntausend Euro Steuergeld 
sparen können. Die Vorschriften 
sind eindeutig, das historische 
Geländer hätte, so wie es ist, voll-
kommen ausgereicht. Der Stahl-
preis ist hoch, daher sollte das 
zweite Geländer aus ästheti-
schen Gründen besser gleich 
wieder abgebaut werden. 
Jedenfalls wurde im Stra-
ßen- und Tiefbauamt erneut 
Steuergeld in Größenordnungen 
verschwendet, welches man für die 
dringende Sanierung von Fußwe-
gen oder den Bau von Radwegen 

sinnvoller hätte einsetzen können. 
Dresden eilt leider der Ruf voraus, 
vorhandene Regelungen und Stan-
dards noch restriktiver und noch 
bürokratischer auszulegen als in 
anderen Kommunen. Der Fall der 
Albertbrücke erscheint bei Lichte 
betrachtet besonders dreist, weil 
die als Begründung dem Stadtrat 
gegenüber vorgebrachten angebli-
chen Vorschriften gar nicht exis-
tieren. Man muss wohl von einer 
„Geländer-Lüge“ sprechen und es 
wäre interessant zu erfahren, wie 
es dazu kommen konnte. Offenbar 
muss man als Stadtrat den Aussa-
gen der zuständigen Straßenbau-
verwaltung gegenüber grundsätz-
lich skeptisch sein, selbst wenn 
sich diese auf vermeintliche Vor-
schriften und angebliche Normen 
beruft.“

Monaten und trotzdem leisten wir uns ei-
nen unfassbaren Behördenstreit zwischen 
Bauverwaltung und Denkmalamt mit dem 
Ergebnis, dass auch im Kulturpalast ein 
kostspieliges Doppelgeländer eingebaut 
wird.“ Weitaus kritischer sieht Zastrow 
die städtischen Kontrollgremien und deren 
Verantwortung. „Man muss die Frage stel-
len, wofür wir eigentlich einen Aufsichtsrat 
und eine eigene Lenkungsgruppe haben, 
wenn am Ende niemand von einer Kos-
tenexplosion und einem wackelnden Eröff-
nungstermin gewusst haben will.“ 

stehen. Dass jetzt sogar vorhan-
dene Haltestellen gestrichen 
werden sollten, war aus Sicht 
der FDP/FB-Fraktion ein Irrweg, 
der dringend korrigiert werden 
musste.

Auf Beschluss des Stadtrates 
muss die Stadtverwaltung nun 
ein Lösungskonzept für eine 
Haltestelle in der Neustadt vor-
legen. Dabei ist noch nicht ent-
schieden, ob eine Lösung an der 
Hansastraße oder auf dem Schle-
sischen Platz liegt. 

Weiter chaos um ZOB 
Erst Ende Februar hat die Stadt-
verwaltung einen weiteren Va-
riantenvergleich für einen ZOB 
vorgelegt. Nicht überraschend 
hält die Stadt an dem nach wie 
vor nicht zu finanzierenden 
Plan eines ZOB an der Ammon-
straße fest. Da die linksgrüne 
Ratsmehrheit im Haushalt aber 
kein Geld eingestellt hat, wird 
der Bau weiter auf den Sankt-
Nimmerleins-Tag verschoben. 
Die FDP/FB-Fraktion bekräftigt 
daher ihre Forderung nach einer 
Sofortmaßnahme. „Wir fordern 
den Verkauf des Grundstückes 
an der Ammonstraße. Mit den 
Einnahmen von rund 2 Milli-
onen Euro kann die Bayrische 
Straße zusammen mit der Streh-
lener Straße zum Fernbusbahn-
hof ausgebaut werden“, so Franz-
Josef Fischer.

Provinziell: Dresdner Fernbuschaos
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neujahrsempfang 2017  
Auch 2017 luden die Stadräte der 
FDP/FB-Fraktion Vertreter aus 
Wirtschaft, Politik und Gesell-
schaft zum Neujahrsempfang 
ein und viele kamen. Mehr als 
200 folgten der Einladung ins 
Feldschlösschen-Stammhaus und 
diskutierten mit den Stadträten, 
liberalen Ortsbeiräten und Ort-
schaftsräten sowie Oberbürger-
meister Dirk Hilbert (FDP) aktuel-
le politische Herausforderungen. 
Fraktionschef Holger Zastrow ver-
urteilte in seiner Neujahrsrede die 
persönlichen Angriffe, Drohungen 
und Beleidigungen gegen Oberbür-
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direkt nach Hause, dann schreiben 
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HEuTE: 
Dresden läuft  
nicht mehr rund!

Alle Fernrohre der deutschen Journalis-
ten scheinen auf Dresden gerichtet zu 
sein. Warum nur? Will der Westen von 

sich selbst ablenken und dem Osten al-
les in die Schuhe schieben? Der erste 
prominente Steinewerfer, Ex-Außen-
minister Fischer, kam von drüben und 
viele andere der linken Szene spielen 
immer noch den Engel, was ja heute 
Gutmensch heißt!

Wir erleben nun eine neue Phase unter 
ganz anderem Vorzeichen. Die politi-
sche Diskussion in Deutschland ist zu 
einem Schönheitswettbewerb um die 
makelloseste Gesinnung geworden. Es 
gilt nur die lautstarke Selbstdarstellung 
statt Nachdenken und Respekt vor der 
Realität. Politik und Medien fühlen sich 
als Elite und beschäftigen sich nur mit 
sich selbst. Ereignisse auf der Straße 

werden vom Büro oder aus dem Kamin-
sessel heraus beurteilt.

Wer ohne Protest zu Hause bleibt, 
und das sind die freien und mündigen 
Dresdner, der möchte wenigstens durch 
die Medien objektiv informiert werden. 
Aber hier wird es einseitig! Nach kur-
zen Einblendungen von sogenannten 
Unruhestiftern sorgt die Regie für er-
drückende Sendeminuten-Mehrheiten 
auf der anderen Seite. Die eigentliche 
und so wichtige Debatte wandert also, 
weil sie im Parlament und am Fernseh-
schirm nicht stattfindet, auf die Straße! 
Sofort beginnen die ach so korrekten 
Alleswisser mit einem unsachlichem 
Rufmord, sie bezeichnen die politisch 

unkorrekten Diskutierer mit den Nazis! 
Das provoziert eine enorme Aufregung, 
die schnell eskaliert. Mit Massenmör-
dern möchte keiner in der heutigen 
Gesellschaft verglichen werden! In die 
Auseinandersetzungen mischen sich 
tatsächlich braune Unholde aus allen 
Bundesländern, sie nutzen sie schon 
fast auf kriminelle Art, aber wieder zu 
Hause zeigen sie auf Dresden. Der un-
zufriedene Bürger indes sucht weiter 
nach Antworten. Sie lassen sich nur 
leider nicht auf der Straße finden. Dort 
laufen die Menschen nicht rund!
Ihr

EIn FREIER BLIcK

FRAnZ-JOSEF FISchER

germeister Dirk Hilbert im Zusam-
menhang mit dem Gedenken zum 
13. Februar scharf und beklagte 
eine zunehmende Verrohung der 
Sitten in der politischen Diskussi-
on. 

Ansonsten standen in den Wort-
beiträgen Themen wie die insbe-
sondere auch von der FDP ange-
stoßene Bewerbung Dresdens als 
europäische Kulturhaupstadt im 
Mittelpunkt und die Frage, wie 
wirtschaftsfreundlich die Stadt 
ist. Die Politik der schwarz-roten 
Bundesregierung ist von einer 

deutlichen Einschränkungen un-
ternehmerischer Freiheiten ge-
kennzeichnet, aber auch in der 
Stadt hat sich das Klima unter ei-
ner linksgrünen Mehrheit spürbar 
verändert. Dem Drang zu immer 
mehr Bevormundung, Misstrauen 
und Gängelei wollen die Mitglieder 
der Fraktion gemeinsam mit dem 
Oberbürgermeister eine Politik der 
ökonomischen Vernunft, des Wa-
gens und sich Trauens entgegen-
setzen. Dresden braucht den Mut, 
die Kreativität und die Entschlos-
senheit selbständigen Handelns 
dringender denn je. 

Rot-Rot-Grün hat die Gründung 
einer WOBA durchgeboxt. Die 
eigentlichen Probleme dieser fi-
nanz- und wohnungspolitischen 
Fehlentscheidung wurden igno-
riert. Für die Gründung des kom-
munalen Unternehmens setzt die 
Stadt enorme eigene Steuermittel 
ein, vor allem aber baut sie auf 
kontinuierlich fließende Förder-
mittel des Landes, was keines-
falls garantiert ist. Hochriskant 
und „auf tönernen Füßen“ nennt 
man so eine Finanzierung. 

In nächster Zeit soll die neue 
WOBA viele tausend Wohnungen 
bauen - koste es, was es wolle. Al-
lerdings musste die Verwaltung 
jetzt erst einmal einräumen, dass 
aus den groß angekündigten 800 
Wohnungen im ersten Schritt 
nichts wird. Die ausgewählten 
Grundstücke reichen nämlich 
nur für knapp 500 Wohnungen. 

Aus Sicht der FDP/FB-Fraktion 
braucht der Wohnungsbau ande-
re Impulse, statt alter, nicht zu 
finanzierender linker Fantasien. 
Neben mehr Investorenfreund-
lichkeit sowie schnelleren und 
unbürokratischeren Genehmi-
gungsverfahren schlägt Frakti-
onschef Holger Zastrow Hoch-
häuser gegen die Wohnungsnot 
vor: „Die sanierten Hochhäuser 
auf der Hochschul- und Wundt-
straße sind ein Beleg für an-
sprechende Gestaltung alter 
Hochhäuser. Zum Beispiel in der 
Lingnerstadt und am Lennéplatz 
könnten neue Hochhäuser ent-
stehen, die Dresden architekto-
nisch bereichern und zeitnah für 
eine deutliche Verbesserung am 
Wohnungsmarkt sorgen.“ 

neue Impulse nötig – 
hochhäuser statt WOBA

Ein Pinguin als launiges Präsent der  
CDU-Fraktion – FDP und Freie Bürger 
hatten sich zum Unmut der Union  
für den Erhalt des Pinguin-Cafés im 
Dresdner Zoo eingesetzt

v.l.n.r.: Franz-Josef Fischer (Freie Bürger), Oberbürgermeister Dirk Hilbert (FDP), Jens Genschmar (FDP), Gunter Thiele (CDU), 
Prof. Dr. Thoralf Gebel (FDP), Holger Zastrow (FDP), Gottfried Ecke (CDU), Bürgermeister Hartmut Vorjohann (CDU)

Hartmut Vorjohann im Gespräch  
mit Unternehmer Albrecht Felgner und 
Ex-FDP-Stadtrat Jürgen Felgner 


